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1.  Ein früherer Ehegatte des Versicherten hat keinen Anspruch auf Gewährung einer 

Witwenrente, wenn ihm beim Tode des Versicherten mangels Bedürftigkeit kein 
Unterhaltsanspruch mehr zustand. 

 
2.  Auf einen Unterhaltstitel kann sich der frühere Ehegatte nicht berufen, wenn der 

Versicherte durch Änderungs- oder Vollstreckungsabwehrklage den Titel hätte 
beseitigen können. 

 

§ 66 Abs 1 SGB VII, §§ 1570, 1577 BGB 
 
Urteil des Schleswig-Hosteinischen LSG vom 21.06.2006 – L 8 U 13/05 –  
Aufhebung des Urteils  des  SG Kiel vom  18.01.2005 - 5 U 191/02 -   
 
Streitig war die Gewährung einer Witwenrente an die frühere Ehefrau (Klägerin) des 
Versicherten (Scheidung 1986). Der Versicherte war infolge eines Arbeitsunfalls im Jahre 
2001 gestorben. Das SG hatte die beklagte BG zur Zahlung der Witwenrente verurteilt. 
Demgegenüber hat das LSG einen Anspruch der Klägerin nach § 66 SGB VII abgelehnt. 
Der Versicherte habe im letzten Jahr vor seinem Tod keinen Unterhalt an die Klägerin 
geleistet und diese habe im letzten wirtschaftlichen Dauerzustand vor dem Tode des 
Versicherten gemäß § 1577 BGB mangels Bedürftigkeit keinen Unterhaltsanspruch mehr 
gehabt. Ihr Einkommen habe nämlich die Unterhaltsverpflichtungen des Versicherten 
erheblich überstiegen. Außerdem sei eine Unterhaltspflicht auch deshalb entfallen, weil 
der ursprünglich auf § 1570 BGB beruhende Anspruch der Klägerin spätestens 1996 
(Zeitpunkt der Volljährigkeit des gemeinsamen Kindes) erloschen sei. 
 
Nicht maßgeblich sei schließlich ein von der Klägerin vorgelegter Unterhaltstitel des AG 
Oldenburg. Ein Unterhaltstitel reiche nämlich nicht stets für einen Anspruch nach § 66 
SGB VII aus. Denn der Versicherte hätte die Wirkungen des Unterhaltstitels wegen der 
nachträglich eingetretenen wesentlichen Veränderungen durch Abänderungs- oder 
Vollstreckungsabwehrklage beseitigen können. In einem solchen Fall könne man sich im 
Rahmen des § 66 SGB VII nicht auf den Titel stützen (so auch die ständige 
Rechtsprechung, im Urteil zitiert).   
 
Das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht hat mit Urteil vom 21.06.2006  
– L 8 U 13/05 –  
wie folgt entschieden: 
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